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Vortrag an den Ministerrat 

Bericht über die Tagung des Rates der EU (Umwelt) am 14. Oktober 2024 in 
Luxemburg 

Am 14.10.2024 fand die erste formelle Umwelt-Ratstagung unter ungarischem Vorsitz 
statt. Den Vorsitz führten István Nagy, Minister für Landwirtschaft, und Anikó Raisz, 
Staatssekretärin für Umweltfragen und Kreislaufwirtschaft, Ministerium für Umwelt und 
Energie. Die österreichische Delegation wurde von Bundesministerin Leonore Gewessler 
geleitet. Die Europäische Kommission (EK) war durch Kommissar Wopke Hoekstra 
(Klimaschutz) vertreten. 

Die Tagesordnung sowie die Liste der nicht-legislativen A-Punkte wurde angenommen.  

Die Beratungen zu den RSF in Vorbereitung der Position der EU und ihrer MS zur 29. 
Vertragsstaatenkonferenz der UNFCCC (COP 29), Baku, Aserbaidschan, 11.-22.11.2024, 
fokussierten sich auf offene Punkte in Bezug auf Nuklearenergie in Abs. 26, im 
Zusammenhang mit der Beendigung der Förderungen fossiler Energieträger und dem 
Ausstieg aus bestehender Kohle in Abs. 27 sowie den Verweis auf die EK-Mitteilung zum 
2040-Ziel in Abs. 30. Die MS hatten unterschiedliche Auffassungen dazu: u.a. AT betonte, 
dass innerhalb der EU kein Raum für neue Kohleenergie bestehe; auch müsse die 
bestehende Kohleverstromung beendet werden, um die 1,5°C-Marke beibehalten zu 
können. Einige MS sprachen sich für die EK-Mitteilung und die Empfehlung des 90%-
Klimaziels aus, andere wünschten sich eine moderatere Position bzw. lehnten die 
Nennung der 90% ab. Unterschiedlich äußerten sie sich auch zur Frage der 
Technologieneutralität und zur Nennung der Nuklearenergie: optierten einige für einen 
klaren Bezug zu Nuklearenergie und emissionsfreie und emissionsarme Technologien, 
lehnten andere dies dezidiert ab, darunter vor allem AT. AT verwies auf die bekannten 
Bedenken, dass Nuklearenergie zu langsam und teuer ist, um eine notwendige 
Treibhausgasreduktion zu schaffen; die Dringlichkeit der Maßnahmen gegen den 
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Klimawandel verlangt schnelle, kosteneffiziente Lösungen wie erneuerbare Energieträger, 
aber keinesfalls Nuklearenergie. Nach langen informellen Konsultationen und weiteren 
Diskussionsrunden einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag des VS zu Abs. 26, 27, 
30, 42 und 52. Der VS verwies auf die Führungsrolle der EU in den internationalen 
Klimaverhandlungen, unterstrich die Bedeutung einer ambitionierten, und doch 
realistischen Positionierung der EU und plädierte für Kompromissbereitschaft. EK/KM 
Wopke Hoekstra unterstrich die Bedeutung eines klaren Signals der EU hinsichtlich der 
COP 29 und hob drei Aspekte als essentiell hervor: (i) Ausweitung der Gruppe der 
Beitragenden – insbesondere, um den am wenigsten entwickelten Ländern (LDC) und den 
kleinen Inselentwicklungsländern (SIDS) notwendige Unterstützung geben zu können; (ii) 
keine Rückschritte gegenüber dem UAE-Konsens als Ergebnis der COP 28, insbesondere im 
Hinblick auf erneuerbare Energien, Energieeffizienz und die Reduktion fossiler 
Infrastrukturen sowie (iii) Einigung auf ein Regelwerk zu Art. 6 des Pariser 
Übereinkommens. Die EK unterstrich die Notwendigkeit, das 1,5°C-Ziel in Reichweite zu 
halten, was die EU durch Maßnahmen untermauern müsse. Der Rat nahm die RSF (mit 
den Änderungen in Abs. 26, 27, 30, 42 und 52) an, die folgende politische Eckpunkte einer 
EU-Verhandlungsposition enthalten: „Urgency of Climate Action“, „Delivering in Baku“, 
„Enhancing Action, Ambition, Opportunities and Support“ und „Non-Party Stakeholders 
and other International Organizations and Processes“. 

MS befassten sich auch mit den RSF zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
(CBD) zur Fixierung der EU-Position für die 16. Tagung der Konferenz der CBD-
Vertragsparteien (COP 16), (Cali, Kolumbien, 21.10.-1.11.2024), die 11. Tagung der 
Vertragsparteien des Cartagena-Protokolls über die biologische Sicherheit (COP-MOP 11-
CP) und die 5. Tagung der Vertragsparteien des Nagoya-ABS-Protokolls (COP-MOP 5-NP). 
MS betonten u.a. die Mobilisierung von ausreichenden finanziellen Ressourcen und die 
Bedeutung nationaler Strategien zum Erhalt der Artenvielfalt. Ein weiterer wesentlicher 
Punkt stellte für MS wie für AT die Festlegung eines wirkungsvollen Mechanismus zur 
Überprüfung der Umsetzung dar. Zwei MS verwiesen auf eine schriftliche Stellungnahme 
zur Interpretation der Formulierung zu indigenen Völkern und lokalen Gemeinschaften im 
nationalen Kontext. EK verwies auf konkrete Maßnahmen der EU zur Eindämmung des 
Biodiversitätsverlustes im Rahmen des Europäischen Grünen Deals und betonte, dass die 
führende Rolle der EU in dem Bereich aufgezeigt werden müsse. EK hob zudem die 
wichtige Rolle der Finanzierung und multilateraler Zusammenarbeit hervor. Zahlreiche MS 
verwiesen auf die Entwicklung und Verabschiedung nationaler Strategien zur Umsetzung 
von Biodiversitätsmaßnahmen und unterstrichen die Bedeutung von nationalen 
Zielsetzungen. Der Rat nahm die RSF an, die insgesamt als ein ausgewogenes und 
ambitioniertes Positionspaket empfunden wurden.  
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Des Weiteren erfolgte ein Meinungsaustausch zur Vorbereitung der 5. Tagung des 
zwischenstaatlichen Verhandlungsausschusses (INC-5) zur Entwicklung eines 
internationalen rechtsverbindlichen Instruments zur Bekämpfung der Verschmutzung 
durch Kunststoffe, auch in der Meeresumwelt (Busan, Republik Korea, 25.11.-1.12.2024): 
die MS legten dabei Prioritäten, rote Linien und mögliche Kompromisse für die EU-
Verhandlungsposition dar. Konsens bestand über das Ziel eines ehrgeizigen Abkommens 
und darin die Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus von Kunststoffprodukten; 
Primärplastikproduktion und Umweltverschmutzung müssen als zusammenhängendes 
Systemproblem gesehen werden. Als Handlungsspielraum für Kompromisse nannten MS 
die Einigung auf ein dynamisches Abkommen mit progressiver Einführung bzw. 
Verschärfung von Verpflichtungen. Im Rahmen der UNEA erfolgte im März 2022 die 
Einrichtung eines zwischenstaatlichen Verhandlungsausschusses (INC) mit dem Ziel bis 
2024 einen weltweit verbindlichen Vertrag auszuarbeiten, um gegen Verschmutzung 
durch Kunststoffe vorzugehen. Bisher fanden vier Verhandlungsrunden statt, die fünfte in 
Busan, KR, ist derzeit als letzte vorgesehen. 

MS führten auch einen Meinungsaustausch über den Stand der Umsetzung der EU-
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit und bezeugten die fortgesetzte Unterstützung 
dieser Strategie. Breiten Konsens gab es hinsichtlich des Vorantreibens der gezielten 
Überarbeitung der VO für Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung von 
Chemikalien (REACH-VO), der Beschränkungen der per- und polyfluorierten Chemikalien 
(PFAS) sowie der Verabschiedung einer Verordnung für die Europäische 
Chemikalienagentur (ECHA). Mehrere MS forderten einen Vorschlag zum Exportverbot 
von Chemikalien, die innerhalb der EU verboten sind. EK führte aus, dass ein Großteil der 
Strategie bereits umgesetzt sei. Bzgl. ausstehender Maßnahmen werde die REACH-VO 
prioritär behandelt, zudem solle auch Klarheit bzgl. PFAS geschaffen werden. 

Die EK hatte am 14.10.2020 die Strategie als einen der zentralen Bausteine des Grünen 
Deals veröffentlicht und sie als ersten Schritt zur Verwirklichung des Ziels einer 
schadstofffreien Umwelt präsentiert. Auf Basis der Grundpfeilern Innovation, 
Wettbewerbsfähigkeit, Wiederaufbau, Stärkung der Gesetzgebung, Vereinfachung und 
Kohärenz, Wissensbasis und Wissenschaft sowie globale Dimension sollen innovative 
Lösungen für sichere und nachhaltige Chemikalien gefördert und der Schutz von Mensch 
und Umwelt vor gefährlichen Chemikalien erhöht werden. EK/KM Wopke Hoekstra 
beschrieb die Chemieindustrie als Schlüsselsektor der europäischen Wirtschaft. Bei 
Produktion und Verwendung von Chemikalien müssten Vorteile maximiert, Schäden für 
Mensch und Umwelt minimiert werden. Drei Viertel der Maßnahmen, die im Rahmen der 
Chemikalienstrategie festgelegt wurden, seien bereits gesetzt worden. 
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Im Rahmen des Mittagessens diskutierten die Ministerinnen und Minister die umwelt- und 
klimapolitischen Aspekte des Draghi-Berichtes zur Zukunft der Wettbewerbsfähigkeit 
Europas. 

Unter Sonstiges informierten VS und EK über den Ausgang der 69. Tagung der 
Internationalen Walfangkommission (IWC 69, Lima, Peru, 23.-27.9.2024). Es wurden zwei 
EU-Resolutionsvorschläge angenommen, das bestehende Moratorium zum kommerziellen 
Walfang wurde bestätigt. Als Fortschritt wurde die Verlängerung der Quoten für den 
indigenen Subsistenzwalfang angesehen. 

 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

31. Jänner 2025 

Leonore Gewessler, BA 
Bundesministerin 
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